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Frauen warten noch immer!

Im Rahmen des Equal Pay Day (Tag 
der Entgeltgleichheit), führte die 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemo-
kratischer Frauen (ASF) eine Aktion 
durch. 
Grundlage war die bestehende Un-
gleichheit bei der Entlohnung zwi-
schen Frauen und Männern. Statis-
tisch gesehen verdienen Frauen in 
Deutschland nämlich etwa 23% we-

Wolfgang Jüttner: 
Klare Handschrift der SPD sichtbar

Auf Einladung des Osnabrücker Ge-
werkschaftsrates und der Arbeits-
gemeinschaft für Arbeitnehmer 
(AfA) traf sich Wolfgang Jüttner, der 
Vorsitzende der Niedersächsischen 
SPD-Landtagsfraktion, mit Arbeit-
nehmervertretern aus der Region 
im DGB-Haus. Deutschland, so der 
SPD- Fraktionsvorsitzende, befi ndet 
sich in der schwierigsten wirtschaft-
lichen Phase seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges. Die Banken- und 
Finanzkrise hat sich auf die gesamte 
Wirtschaft ausgeweitet. Wir stehen 
vor einem globalen Abschwung mit 
einschneidenden Auswirkungen für 
Investitionen und Beschäftigung. 
Jüttner sprach von einer veritab-
len Rezession, die um Deutschland 
als führende  Exportnation keinen 
 Bogen machen wird. Seiner Mei-
nung nach gibt es keine Alternative 
zum schnellen und entschlossenen 
Handeln der Bundesregierung. Bei 
der Verteilung der Mittel der jetzt 
zur Diskussion stehenden Konjunk-
turmaßnahmen müsse es eine Prio-
rität zugunsten des Nordens geben. 
Das kommunale Konjunkturpaket 
wird in zwei Wochen das Gesetz-
gebungsverfahren durchlaufen. 
Der Bund will, dass die Kommunen 
einen großen Anteil der Gelder be-
kommen, und zwar schnell und 
unbürokratisch, forderte der Lan-
despolitiker. Wir werden im Nieder-
sächsischen Landtag ein besonde-
res Augenmerk darauf haben, dass 
die Mittel auch in den Kommunen 
ankommen. Dabei sollen 65 Prozent 
in die Bildung investiert werden und 
35 Prozent in die Infrastruktur. Am 
Besten sei es, wenn das Programm 

eine Perspektive bis ins Jahr 2011 be-
kommt. Der Bund unterstützt mit 
10 Milliarden Euro die Investitionen 
von Ländern und Kommunen. Die 
Länder beteiligen sich mit weiteren 
3,3 Milliarden Euro. Die Länder müs-
sen gewährleisten, dass auch die 
fi nanziell schwachen Gemeinden 
im Zuge des Haushaltsicherungs-
konzeptes die Programme nutzen 
können. Eine Schlüsselbranche ist 
der Automobilbau. Unsere großen 
Automobilhersteller, aber auch vie-
le andere industrielle Sektoren und 
Zulieferer, leiden unter dem Ein-
bruch des Absatzes. Es geht darum, 
Impulse zu setzen, damit die Men-
schen Vertrauen in die wirtschaft-
liche Entwicklung bekommen. Dazu 
zählt auch die Umweltprämie und 
eine befris tete Kfz-Steuerbefreiung. 
Besondere Maßnahmen konzent-
rieren sich auf Familien mit Kindern 
– sie brauchen unsere besondere 
Unterstützung. Es geht darum, die 
Regelsätze für Arbeitslosengeld-
II-Empfänger zu verändern und zu 
verbessern, statt einfach nur einen 
Kinderbonus von 100 Euro je Kind 
pauschal auszuzahlen. Klar for-
mulierte Wolfgang Jüttner seine 
Forderung nach weiteren Vereinba-
rungen zu weiteren Mindestlöhnen. 
Mindestlöhne sind nicht nur eine 
Frage der Würde und der sozialen 
Gerechtigkeit, sie stärken auch die 
Kaufkraft der Arbeitnehmer. Das 
zweite große Konjunkturpaket trägt 
in überwiegenden Teilen die klare 
Handschrift der Sozialdemokratie 
und ihrer Minister in der Bundes-
regierung. Es setzt effektiv an ver-
schiedenen Hebeln an, um Investiti-
onen auszulösen und Arbeitsplätze 
zu sichern.

(v.l.n.r) Peter Spiekermann, Sprecher des Gewerkschaftsrates, Landtagsabgeordnete Ulla 
Groskurt, Wolfgang Jüttner und der SPD-Kreisvorsitzende Werner Lager 

Liebe Bürgerinnen und Bürger,
am 7. Juni fi ndet die Europawahl 
2009 statt. Rund 375 Millionen 
Bürgerinnen und Bürger in 27 Mit-
gliedsstaaten sind aufgerufen, ein 
neues Parlament zu wählen. Seit 
1979 wählen Sie die Kandidaten 
direkt ins EU-Parlament. 
In Deutschland sind 61,9 Millionen 
Wahlberechtigte, davon 2,2 Millio-
nen EU-Ausländer aufgerufen, zur 
Wahl zu gehen. Wählen darf, wer 
das 18. Lebensjahr vollendet hat.
Mit Europa verbinden wir über 60 
Jahre Frieden unter den europäi-
schen Völkern. Aber mit der Wahl 

„Equal Pay Day 2009“ - Frauen sind mehr wert!
niger als ihre männlichen Kollegen.
Für das Jahr 2008 bedeutet dies um-
gerechnet, dass Frauen tatsächlich 
56 Tage im Jahr 2009 mehr arbeiten 
mussten, damit sie die gleiche Ent-
lohnung wie die Männer erhalten. 
Die ASF machte mit der Nachstel-
lung des Märchens vom „Stern taler“ 
und 56 – auf eine Leine aufgezoge-
nen – Kalenderblättern deutlich, 
dass das Thema „Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit“ nach wie vor 

ein aktuelles politi-
sches Thema ist.
Auf jeden Fall endet 
das auf die neue Zeit 
u m g e s c h r i e b e n e 
Märchen mit dem 
Schlusssatz: 
„Und wenn sie nicht 
gestorben sind, 
dann warten sie noch 
immer!“

Konjunkturprogramm muss in
den Kommunen ankommen 2009 verbinden wir auch einen 

Richtungsentscheid; hin zu einem 
sozialen Europa. 
Wir stehen für ein soziales Europa 
und wollen, dass sämtliche EU-
Rechtsakte auf ihre sozialen Aus-
wirkungen für die betroffenen 
Menschen überprüft werden. 
Wir wollen mehr Mitbestimmung 
und Gleichberechtigung der Ar-
beitnehmer durchsetzen. Wir 
fordern einen europäischen Pakt 
gegen Lohndumping mit der Ein-
führung eines existenzsichernden 
Mindestlohns. Die Bürgerinnen 
und Bürger in Europa dürfen nicht 
einem einseitigen Zwang zur Libe-
ralisierung ausgesetzt werden. 
Deshalb gehen sie am 7. Juni zur 
Wahl und wählen ein „Soziales 
Europa“ 

Für die SPD im 
Landkreis Osnabrück

 
Kreisvorsitzender

Wahlaufruf zur Europawahl am 7. Juni 2009

Das soziale
Deutschland.

Vor allen Dingen: 
Gesundheit! 
Im Rahmen der Kampagne „Ein-
trittskarte Zukunft“ führten die 
SPD Arbeitsgemeinschaften in der 
Region Osnabrück ein Gesundheits-
forum durch.
Die gesundheitspolitische Spreche-
rin der SPD-Bundestagsfraktion, Dr. 
Carola Reimann, betonte, wie eng 
die Verzahnung zwischen Gesund-
heit, Präventionsarbeit und Bildung 
ist. Ein Zusammenhang der bei den 
Ergebnissen der Workshops, die die 
Arbeitsgemeinschaften organisier-
ten, besonders deutlich herausge-
arbeitet wurde. Aufforderung an 
die SPD sei, ein Zweiklassensystem 
in der Gesundheitsversorgung zu 
vermeiden. Daher, so eine der po-
litischen Forderungen, gehöre ge-
sundheitliche Aufklärung bereits in 
den Kindergarten- und Schulalltag. 
Viele kostenintensive Gesundheits-
programme ließen sich vermeiden, 
wenn rechtzeitig in die Präventions-
arbeit investiert werde. 
Neben der Verankerung von Kinder-
rechten in der Verfassung, gehöre 
zu einer verbesserten Gesundheits-
versorgung auch die Qualitätssiche-
rung von Alters- und Pfl egeheimen 
sowie Krankenhäusern wie auch die 
Sicherstellung von adäquaten Per-

sonalschlüsseln in der Betreuung 
und eine an europäischen Standards 
orientierte Qualifi kation
Auch der demografi sche Wandel 
und die sich verschärfenden Ar-
beitsbedingungen in Zeiten der 
Wirtschaftskrise verlangten einen 
veränderten Blick auf gesundheits-
politische Rahmenbedingungen, die 
nicht nur eine Ressourcenintensivie-
rung, sondern auch eine Rückbesin-
nung auf in Vergessenheit geratene 
Werte erforderten: So betonte der 
Bundestagskandidat Rainer Spie-
ring, dass es auch der Solidarität und 
Hilfe nicht nur zwischen den Gene-
rationen und innerhalb der Nach-
barschaft bedürfe, sondern auch 
ein verstärktes bürgerschaftliches 
Engagement erforderlich sei, dass 
deutlich mehr Anerkennung ver-
diene. Der Kreisvorsitzende Werner 
Lager machte deutlich, dass auch 
das Konsumverhalten Einzelner mit 
zur Veränderung in der Lebensmit-
telproduktion und damit zum Ge-
sundheitsschutz beitragen könne. 
Dass die EU-Politik hier die richtigen 
Rahmenbedingungen setze, zeige 
sich insbesondere am Verbraucher-
schutz, der auch die deutsche Politik 
maßgeblich beeinfl usse.

Landkreis Osnabrück

Kreisvorsitzender



Ob die Diskussion über eine Einrich-
tung einer Gesamtschule in Hagen, 
eines Fachgymnasium in Bersen-
brück oder eine neue Struktur in 
der Schülerbeförderung, all das 
sind Themen, die die SPD-Kreistags-
fraktion in den nächsten  Wochen 
und  Monaten beschäftigen. „Nicht 
abwarten, sondern gestalten“, be-
schreibt Rainer Spiering die Hal-
tung seiner Fraktion gegenüber 
diesen Themen. Daher wurde auch 
eine Anfrage bezüglich der Kosten-
entwicklung für eine Einrichtung 

Bildung bleibt spannend
einer Gesamt schule in Hagen an 
die Kreisverwaltung gestellt, eine 
Diskussionsrunde mit allen Leitern 
der betroffenen Gymnasien und 
 Berufsschulen bezüglich des Fach-
gymnasiums im Nordkreis durch-
geführt und ein Fragenkatalog ent-
wickelt, der die Schülerbeförderung 
im gesamten Landkreis auf den 
Prüfstand stellt. 
Zu weiteren Schwerpunkten rund 
um Schule wurden weitere Anträ-
ge gestellt: „Zum einen fand der 
Antrag zum Schulfond „Individuelle 
Förderung“ im Bildungsausschuss 
großen Zuspruch, zum anderen 
konnten wir die Mehrheit des Aus-
schusses davon überzeugen, dass 
1,3 Mio. Euro zusätzlich für kreisan-
gehörige Gemeinden zur Verfügung 
gestellt werden“, so Volker-Theo Eg-
geling, bildungspolitischer Sprecher 
der Fraktion. Damit sollen neben 
den kreiseigenen Schulen nun auch 
die Schulen der kreisangehörigen 
Gemeinden dabei unterstützt wer-
den, die Umwandlung in Ganztags-
schulen schneller zu vollziehen. „Au-
ßerdem soll damit der Ausbau der 

Auf Einladung von Rainer Spiering 
besuchte der Parlamentarische 
Staatssekretär und SPD-Bundes-
tagsabgeordnete, Klaus Brandner, 

Der Antrag zur Ausbildungsoffen-
sive im Alten- und Pfl egebereich zur 
Kreistagsitzung im Februar war der 
Anfang einer Kampagne, die sich 
gegen den Pfl egenotstand im Land-
kreis Osnabrück richtet. Mit einem 
Betrag von jährlich 150.000 Euro 
sollten insgesamt 30 Ausbildungs-
plätze in Alten- und Pfl egeheimen 
geschaffen werden. Dieser Antrag 
wurde leider mit den Stimmen der 
CDU/FDP/UWG-Gruppe abgelehnt. 
Um dennoch die Öffentlichkeit 
und vor allem die Kreisverwaltung 
für dieses Thema zu sensibilisieren, 
wurde eine Veranstaltung durchge-
führt, zu der auch die ansässigen 
Alten- und Pfl egeheime eingeladen 
wurden. 
Der Besuch der SPD-Kreistagsfrak-
tion im Altenzentrum in Bramsche 

Krippen vorangetrieben werden“, 
schlägt Spiering vor. „In den ersten 
Lebensjahren lernen Kinder so viel 
wie sonst nie mehr im Leben.  Diese 
Möglichkeit der frühkindlichen Bil-
dungsentwicklung in der Krippe 
sollten so viele Kinder wie möglich 
erfahren. Gerade in diesem Bereich 
gibt es noch großen Handlungs-
bedarf. Ob die Mehrheitsgruppe dies 
auch erkennt, bleibt abzuwarten. Es 
bleibt in jedem Fall spannend.“ 

Klaus Brandner zu Besuch im Landkreis Osnabrück

drei Stationen im Landkreis Osna-
brück. Bevor die Herren im Kreishaus 
auf den Sozialdezernenten Matthias 
Selle und den Geschäftsführer der 
MaßArbeit, Siegfried Averhage tra-
fen und sich über das Optionsmo-
dell informierten, bildete ein Besuch 
bei der heristo AG in Bad Rothenfel-
de den Auftakt. Hier standen die all-
gemeine Wirtschaftssituation und 
die Situation der Fleischindustrie im 
Vordergrund. „Gerade die Lebens-
mittelindustrie im Landkreis Osna-
brück und im benachbarten Nord-
rheinwestfalen, dem Wahlkreis von 
Klaus Brandner, bildet eine wichtige 
Stütze der Wirtschaft unserer Regi-
on“, so Spiering. „Mittelständische 
Unternehmensgruppen wie die 
heristo sind in unserer Region ein-
gebunden. Unternehmer wie die Fa-
milie Risken sind Partner der Region 

und nicht namens- und gesichtslose 
Aktiengesellschaften.“ 
Während des letzten Besuchstermins 
an diesem Tag zeigten sich Brander 

am 30. März bildete einen weiteren 
Teil der Kampagne. Bei diesem Ge-
spräch mit der Leitung des AWO-
Bezirksverbandes Weser-Ems, der 
Einrichtungsleitung und der Bram-
scher Bürgermeisterin Liesel Hölter-
mann, ging es um die Beteiligung 
der freien Wohlfahrtspfl ege am 
Konjunkturpaket II der Bundesregie-
rung am Beispiel des Altenzentrums 
Bramsche. 
Die nächste Aktion ist am 18. Mai ge-
plant. Zu diesem Termin sind wieder 
alle Vertreter der Alten- und Pfl e-
geheime ins Kreishaus eingeladen, 
um darüber zu diskutieren, was die 
Politik leisten kann, freie Träger am 
Konjunkturpaket zu beteiligen.

(v. l. n. r.):  
Dieter Selige, Harald Schartau, Dr. Win-
fried Wilkens, Wilfried Brandebusemeyer, 
Klaus Brandner, Jutta Olbricht und Rainer 
Spiering  

 (v. l. n. r.): Dr. Winfried Wilkens, Rainer Spiering, Klaus Brandner und Joachim Rabe

und auch Spiering beeindruckt dar-
über, wie in der Georgsmarienhütte 
mit dem Thema Wirtschaftskrise 

und Kurzarbeit umgegangen wird. 
Die seit dem 12. Januar für sechs Mo-
nate angemeldete Kurzarbeit wird 
genutzt, um Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter weiter zu qualifi zieren. 
„Unser Ziel ist es, die Beschäftigten 
der Georgsmarienhütte auf neue 
Anforderungen und durch länger-
fristige Zusatzqualifi kationen auf 
neue Arbeitsplätze in unserem Un-
ternehmen vorzubereiten“, erklärt 
Arbeitsdirektor Harald Schartau den 
anwesenden Politikern.
„Gestärkt aus der Krise hervorge-
hen“, so Spiering „muss die Devise 
sein. Hier in der Georgsmarienhütte 
bin ich sicher, wird es funktionie-
ren. Das traditionsreiche Stahlwerk 
hat Symbolcharakter auch über die 
Grenzen des Osnabrücker Landes 
hinaus. Wenn es hier gut geht, wird 
sich das auch auf andere Bereiche 
und Regionen auswirken.“

Die
SPD-Kreistags-
fraktion setzt
sich für 
Senioren ein

Nähere Infos dazu und 
zu weiteren Themen unter: 
www.lkos-spdfraktion.de


